
n - 867 der BeilJ['cn zu den Slcno~rarhischen Protok011en 

de~ Nationalrates XVI. Gesctzgebungspenode 
Mt<'RAG:E:BEAHTVJORTUNG 

Die Anfrage der Herrn Abgeordneten zum Nation81r&t 

344/AB 

1984 -01- 2 4 

331- /J zu 
Koppensteiner und Genossen, Nr. 337/J, betreffend die 

Bindung der Standesämter an rechtskräftige gerichtliche 

Entscheidungen wird beantwortet wie folgt: 

Zu 1) 

Der konkrete Anlaßfall ist dem Bundesministerium durch 

eine fernmündliche Anfrage des Leiters des Standesamtes 

Wolfsberg beim Leiter der für Personenstandsangelegen­

heiten zuständigen Abteilung des Bundesministeriums für 

Inneres bekanntgeworden. Bei dieser Anfrage wurde unter 

SchildeYQllg des im konkreten Fall vorliegenden Sachver­

ha~ts um Mitteilung ersucht, ob dem Bundesministerium 

für Inneres in der letzten Zeit ähnliche Fälle bekannt 

geworden seien. Dem Leiter des Standesamtes Wolfsberg 

wurde hiezu die Beantwortung der in einem ähnlich gela­

gerten Fall seitens des Fachverbandes der österreichi -

sehen Standes~earnten, Landesleitung Oberösterreich, auf­

geworfenen Fragen durch das Bundesministerium für Justiz 

(siehe Beilage 1) übermittelt. Der genaue Akteninhalt ist 

dem Bundesministerium für Inneres erst durch einen im 

Zus8~enhru~g mit der gegenst~Ldlichen Anfrage eingeholten 

Bericht be~:a."'L11.t geworden. 

Zu 2) 

Rechtlich gleichgelagerte Fälle sind dem Bundesministeiium 

f;jr Inneres, a"8gesehen von der erwä~.Jlten Anfragebeantv..:ort1.JLg 

durch das 3undes~inisterium für Justiz, nicht erinnerlich. 

Zu 3) 

Ergänzend zur 3ea.11.twortung der Anfrage 2) wird mitgeteilt, 

daß dem 3undesministerium für Inneres die Vorgeschichte 

soweit sie sich n~cht aus der Anfrageberu11.twortu~g ergibt 

und der A~sga.~g des der ;~frage a.~ das Bundes~inisterium 

für Justiz zag~unae lie~eüueü ?~~~s nlcht bekar..nt ist. 
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Zu 4) 

Der gegenständliche F all zeigt nicht die N otv:enrJ.i F~: pi t 

von· Vorkehrungen auf, um zu gewährleisten, daß rechts­

kräftigen gerichtlichen Entscheidungen für den Verv.'al­

tungsbereich des Bundesministeriums für Inneres unein­

geschränkte Geltung zukommt. 

Dazu wird ausgeführt: 

Nach § 165a Abs.1 ABGB kann der Ehemann der l"'Iutter oder 

der Vater, dessen Vaterschaft festgestellt ist, dem 

minderjährigen Kind seinen Familiennamen geben. Diese 

Regelung ist in die durch die Worte "Rechtsverhältnisse 

zw.ischen Eltern und unehelichen Kindern" überschriebenen 

§§ 165 ff ABGB eingeor~~et. Daraus ergibt sich, daß diese 

Regelung nur rir uneheliche l:inder a.nwendbar ist (siehe 

Anfragebeantwortu.ng des Bundesr.J.inisteriu..ms für Justiz). 

Daß von Schwimann eine davon abweichende Rechtsauffassung 

vertreten und die L~wendbarkeit der Bestimmung auch auf 

eheliche Kinder beja.ht wird, ist dem Bundesministerium 

f~r Inneres bekannt. Diese Rechtsauffassung wird von 

Edlbacher, Das Recht de::: Namens 113 abgelehnt und als dem 

gesamten sonstigen Schrifttum und der Rechtsprechung wider­

snrechend bezeic~~et. 

Die der Anf:--age zugrundeliegende Milla...'1m.e, das Bezirksge­

richt Wolfsberg habe "die Namensgebung pflegschaftsbehörd­

lich genel' ... r!ügt l1
, ist in dieser Form nicht zutreffend. Das 

Bezirksgericht l .. :olfsberg hat vielnehr lediglich in Verkennung 

der Rechtslage die für eine "spätere Namensgebung" gemäß 

§ 165a Abs.3 ABG3 erforderliche gerichtliche Genehmigung 

erteilt. Eine solche Genehmigung ist aber nur dann erfor­

derlich, wenn das Kind bereits früher durch Namensgebung 

gem~~ § 165a Abs.1 ABGB einen Familiennamen erhalten hat. 
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Das Bezirksgericht Wolfsberg hat aber, wie sich aus der 

Begr~indung des 3eschlusses (Seite 2 zweiter Satz) ergibt, 

offen:rundig in der Ka'Jensableitung nach § 139 .A.3G3 eine 

(erste) "I~ 8:!lensgebung" erblickt. Diese Auff assung ist 

rechtswidrig, da schon aus der Wendung 11 spätere N amens­

gebung" geschlossen werden muß, daß eine gerichtliche Ge­

nehmigung gemäß Abs.3 nur erforderlich ist, wenn bereits 

früher eine Namensgebung (nach Abs.1) erfolgt ist. 

Selbst "lenn nan von dieser irrigen Rechtsauffassung ab­

sieht, hat das Bezirksgericht mit seinem Beschluß vom 

14.9.1983 nicht die Zuständigkeit zur Genehmigung der 

Namensgebung in Anspruch genommen, sondern nur zur ge­

richtlichen Geneh'uigu.....'1.g nach "§ 165a Abs. 3 ABGB" (siehe 

Spruch der EntscheidlL"1g) .Bi t einer gerichtlichen Geneh­

migung nach § 165a Abs. 3 .AJ3GB wi.rd aber auch bei der N amens­

gebung an ein uneheliches Kind nur die (in den Fällen des 

Abs.3 erforderliche) Voraussetzu~ für die Wirksamkeit 

der Namensgebung geschaffen und nicht über die Namensge­

bung an sich abgesprochen. 

Die Prüfung, ob die materiellrechtlichen ULnd formalen Vor­

aussetzungen für die 'vlirksamkei t einer Namensgebung nach 

§ 165a ABGB UL"1d nach den nersonenstandsrechtlichen Vorschrif­

ten (bis 31 •12.1983 § 62 der 1. AVPStG, ab 1.1.1984 § 54 
PStG) gegeben sind, obliegt ausschlie3lich der Verwaltungs­

behörde, nä=lich dem zur Entgegennar~e der Erklärung (und 

der Zusti~~"1gserklärungen sowie gegebenenfalls der gericht­

lichen Entscheidungen) zuständigen Standesbeamten (§ 165c 

ABGB und die aLsef:jhrten personenstandsrechtlichen Vorschrif­

ten). r-li t der Gener.J:ligu.ng einer Namensgebung würde daher 

das Gericht eine den Verwaltungsbehörden zukommende Zustän­

digkei t in lL."1s-pruch ne~...men; im gegenständlichen Fall ist 

dies aber, wi e a::geLihrt, gar nicht geschehen. 
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Da daher im gegenständlichen Fall kein Bindungskonfli~t 
vorlie5t, (.ed8:'': es auch }:einer im Punkt 4 der Anfrs5e 

t ... " r"l ., angere5 en i,a::n8.11.ilie. 

Ergänzend v!ird noch mi tgeteil t, daß das Standesamt 

Wolfsberg mit Bescheid vom 20.12.1983, Zl.O-P-44/1983 

den Antrag auf Eintrag-illlg eines Randvermerks im Geburten­

buch des Kindes über die Namensgebung abgewiesen hat. 

Gemäß fernmündlicher Auskunft des Standesamtes 'vJolfsberg 

hat der zweite Ehemann der Mutter dagegen die Berufung 

eingebracht. 

Der Rechtsweg geht über die Bezirksverwaltungsbehörde 
an den LandeshauntDann, der als letzte Instanz im ordent­

lichen Verfahren entscheidet (Art.103 Abs.4 B-VG). Gegen 

dessen Entscheidung kann die Beschwerde beim Verwal tU.T1gS­

gerichtshof (Art. 130 Abs.1 lit.a B-VG) und bei behaupteter 

Verletzung verfassungsrechtlich gewährleisteter Rechte 

auch beim Verfassungsgerichtshof (Art. 144 B-VG) einge­
bracht werden. 
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??t:~5 .. :-:~'~ .. : E!,~,:~·t::·~'l'!.:1t; :'er- '':u:.-:·t5_wmung des 
Vaters 2ur N8mSns[ebung hin­
sic~~lich eines o~elichen Kindes. 

Mit Beziehung auf das Schreiben vom 1L~.7.1981 teilt 

das Eundef.:!J.j nisb:;riuI!l für Justiz fOlgendes mit: 

Nach § 165 a Abs.1 ABGB kann der Ehemann der Hutter 

oder ctG~ Vater, d2sscn Vaterscheft fe2trrcstellt ist, dem "minder­

jUhriGen Kind" s~hlen F8.1uiLtenJHlmen geben. Diese Regelung ist in 

d:!. ~ durch die \':o:rte I1Rechtsv8rhäl tnisse z"rischen Eltern und un-. . 
ehelicheT! }~indcrn!l übE~r"schr'ieben(?n S§ 165 ff. !;BGB eingeordnet. 

D,,'!ruvr; ~rgl.bt si.eh, daß diese Regelung nur für uneheliche Kinder 

Dn cler 

P "7',. /,-"",:\ ... -Z r"'" }-. f t '-./ (l..'.' j~., l,;'I.· .... 

Beschluß des Bezirksgerichts ~els vom 12.1.1981, 

dem deruuf bef5.ndlichen Rechtskraftvermerk be-
Y'c,· .... '" ';-r p_~' .. ! . .-~ •. ~..,.L'+ """,·.,.,ri-·.",en .;",t ;s+ ps n':C~lt fi el"lr mo··o·l;ch • ' • .L. l,,::> "'- .• ' .,.'~ ~ ... ! ,<;! •. ~ .•. ,.' ........... :~.~ ••• ~.:..'4 .L.", , .L. .. \,. _ ~. .' _4 , .... .,.... , 

di.e er\·~~(~'~ltG Er.·~sC1iGiduns, ni t der dj.c Zustil;:!.:~ung eines ehelichen 

Vat~rs n1~ .l·;;=~':21,sGr:hunS' hi4;-::.r,:LcntliclJ seines Kindes ersetzt "lorden 
j st, einer Üi.,,)0r~)r:i:funG im E·~chtsnütt8h·;eg zuzuführen. De.s Bundes­

!1ün.:L~~t:;):-iUi!l :tu::' ... TUGtiz i~t auch nicht in d.~r Luge, das Gericht 

GnzU':.'cj.~:l1, den of:f2n'ozT gc:::.stzwidri[;en Beschluß aufzuhzben 
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n"(:1 '··i ... ··!·,,·.···.· r~" ::0 ·!,"l"-~·"" Co • ~.-!.,.' ,'. n ";:"-+"C' ,.,' . .,3 ..... r .'.. , ......... ' !"' •. : .. r ~r"., ... : ... 1 . .. J. g.:.r~ C . .! ~_.l CHI?, J ... ' •••• > ... J1t;1L4.\.U~e 

.i.~~t :.:·.~·y;··;:~5Y::::;~: r·~<:::.:;~~~:. c]:.(~(!~~ 7.U bct::rt:0il~n) ~l~.S \,:cn''l CL:!, eh.E>lichc 

\1 :., -C'': r . ' .. :"'; ~:. ;:.";'-::.,.' :~.~ '.~;':' d'!:= C(;:1"i..~::;:~ hir:8j·:-h+':.:!. eh S'~ j.r!~8 - ert.:' L; ehen -

}:5.n::::~ ~::J~:,:;;: r:;·.·;~H(::,t: Y:~·l.:·;;c:. De:. d::.e l~?rr:~n2~::ebt'tng nf.'ch ;·I.e:n § 165 c 

I: r ...• c:: .•• ~.'. • ... 1"."~~ ~ •• '~,' ~, ... ~ .... ':'. !'. ~ .. 1." .. '1 ... ·~ 'k.o .. T'.·.:·, .• · •• +. , ... '" 0'" ~ '_ .. '.~. -'4.;. ""_-. t:,"'""'~O ,...(~ ,.. ',"I J' eh nn "::'V\ '''1~:1.· ~"'U"-· r-re· • .., ..... -." _ ," • 1..1_ '-- _.".2. _ .... _ •.•...• _ .. " ..... t ...... :; 4' 

" .. - 0 rr.l .: , t ..... - ('" ':. " QJ.~ l~er .Lc!) J • ..!. .·1C~ .. 
b ~~:>.' .. :·jf.:.n ... "" ..• ·L· •••• ;:::r>'., .• · f).ö .... ·.'· •• ' c. '.'. ~l·r,.·~ l.·~t ;~j ':I..-,~l.;·:::":'~'n(~t"··' 10'<3'" C"lr'" r·l~r'l~'-.I.~trcbt'~g -'" .,"'" - - .. _" .. » .J _,. ' _ .,-c o "· ........ _J.. J. c;........... .. 1.. , ......... _ ..... ü.... ...._ ... 

nir.:h:i r i n,.:::C't:t·(:,~:E..'n, '110::1 d.i. e ges!"t;:l5.c!H:n V <;r::.us set~"'lnL:<;n, ':"OZtJ puc!1. 

die L-~·:11-:'lic1)l-;e-ö.. t des betrof.fenen F.0i.~1dcs eeh0rt, ni.cht gE..geben 

warer. Es !~t zunächst S3che des St~nd~sbeornten zu b0u~teilen, 
ob e:c (>.in0!1 HRrHlvr::rmE:rk Eber ein'?' T'f:ch"ts\· .. irkp.?mc l·l;.~r!1t:';n~g?bung 

zur" G~burtE·~il1trRg setzt .oGer nlcht. 
Sollte im Fall der SilviD. Gehmair, geb.12.2.1972,und 

der D~niela Ge~~air, gebe 17.1.1973: bei denen es sich tm ehe­

liche !\inder hend~ü t, ein Randvcl"'::1,.n-'k übep rli~ "l'Jem2nsgebung" 

berei.l;;r. bc5.gr,!:c·!:;zt sei:-:, so könnte ein Bcri '.,;ht5.gtUlgsvc::rfahrcn 

V('l!:;',·,~,-, "'T!1I'1"°n \.'O',~d "'n e- ... ....,.J .• · .. ·- .1\;_ ~ • 

Das Bundesrninisteriu~ fUr 

des FJ"~-:;i~~gericht,; ~'!els zur Kenntni!'> br.j.ngcn. 

1[;. l1ai 1983 

:s n t 

. 
. ':#. 
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Die :Ial,lensgebunq an uen obiGen ~;!nJcrj,'hrisen 

Jürch l:erb!lrt ValentiZl PO:IIS, geboren 23.~.1'J5J 1;: ;'t •• 'ü1dr::, 

~leir.roj ilch, S~enqler, wohnhaft Sch\-,emmtratten 77, :' 4 iil..l 

:olfsberq, \,lird c:emä!3 ,5 165 a «bs 3 7\nGB pfleqschnft~L2-

~0rdllch geneh~iqt. 

Die ~·lutter dienes i:i::de~, ::arqit PO'1S. ·./i.1r i:'. 

er::;ter Bhe mit !~obert Roncher verhp.iratet. :.u~ .:l(!ser i::he ~t:a_l!'lt 

,Jieser ;,l1nderj.:.ihriqe. D10e ,·:utter i::;t :1UI:'.lenr ::~i 't .. erbert VilleJlt:i;l 

:?0!'19 verehelicht. iE~iratsur::unde (le~ :~t.::nd.esamtea t,'olfsberq vo, 

1 J • 9 • 1 ~b 2, :! r • 125 / ;~ 2) 

lJ1e1'>es .an':":' lebt 1.1 gcmeinsiuen HaushaI t. :-:1i t ~uttei' 

~m<l ihrer.l :1unnehri~;en \.~atten. Di:'1 :iuttcr und ihr Gatte ~1erbert 

Vr'\I .. entin ?OiilS haben beantr<.\gt, di~ ;!a!:tensqebunq M tiioses iand 

.1'.lrch llerbert Vahmtin 2o::ls pfleq~ch<litsbehördlich zu rrenehni'.jen. 

Auir:runo Ji!r ::::cl:r1ftlicben .;r:~l~jrung des ehelichen 

'" .... tors dieses ~ :1:lües, :(o;)~rt ::enc:ler, 'JO;,1 24.7.1) ·:3 unu d~r 

:.tanuen sind. 
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Gemäß ; 165 il Abs 1 Ai3(iü ~:;ln~ (ier Lhc"liUln :~er 

Xutter oder der Vnter, dessen V~ternchaft iostqA~tellt i~c, 

dC::l r:l!;lccrj.:ihrigc:l' :ande sei.nen Fa.-niliennamen <.:'9hen. Hat d3s 

land nach dem Absatz 1 bereits den Fa!:1iliennarnen ai:-.eR ;-';hemarmes 

eier :~utt!r oder seines 'Vaters erhal tan, s 0 bedarr für ,~ie ~piitere 

::a:nensCJebung außerde:n der qerichtlichen Genehmigun'f. !).:.l5 '.;ericflc 

hat die Genehmiqunt'f zu erteilen, wenn die spätere l'~amens('(ebu~q 

dem ~iohle des Kindes entspricht. (f, 1G5 a Ahs 3 AUGH) 

Es bedarf kei~er näheren Begründung, dad es aus-

~r~cklich i~ Interesse des Minderj5hrigen liegt, \~nn er ~en-

selben Namen wie seine Hutter führt. 

Es war daher apruchqer:ti-iß zu c!ltsc1!aiden. 

Bezirksgericht ;'lolfsnerq 

a~ 14.Se~tember 1901 

... ~ .... , 
; '~~"" ; 
•. ;~,~. ,-::..~v. 
~l -~." .. :. ;-:,; 

Dj~ze Ausferiigung ist rec:hiskräitlg 
, ,I t I' . 

uno \\=·:Zil"':,:j~car •. :;.., .. ~,. po t '~ • It.' ~ 

B OZI·rt'r,..,~ ·.-t ... ~\ ,., :.-, r •.. 'J,. 
0,;;; ""'.;;;j ... rI_II ",o .. ;,ce.;:;/.\.;;1. 

Abt. ., am . 7. 0 kt. 1983 

I ~ • 

I' 
1/ 
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